Zur Polikliniken-Frage by Schwalbe, J.
27. Juni. DEUTSOKE
Standesangelegenheiten.
Zur Polikliniken-Frage.
Von J. Schwalbe.
Seitdem ich vor etwa zwölf Jahren zum erstenmal in dieser
Wochenschrift (1895 No. 28 und 31) den Mißbrauch der Polikliniken
behandelt habe, ist dieses Uebel am wirtschaftlichen Organismus
des Aerztestandes nicht unerheblich gewachsen. Pari passu mit dem
Spezialistentum nimmt die Zahl der Polikliniken zu, es vergrößert
sich nach den statistischen Belegen von Jahr zu Jahr die Menge
derer, die in den einzelnen Polikliniken Rat und Hilfe suchen -
und daß sich auf diese Weise auch die Summe derjenigen vermehrt,
die, nach ihren Vermögensverhältnissen, die unentgeltliche Arbeit
der Polikliniken widerrechtlich ausnutzen, wird man, ohne Wider-
spruch zu erfahren, selbst ohne zahlenmäßige Nachweise a priori an-
iehmen können. Die Klagen über die für die Aerzte sich hieraus
ergebenden materiellen Einbußen bilden denn auch einen häufigen
Bestandteil der Veröffentlichungen der Standespresse und der Ver-
eiiasverhandlungen. Sicherlich tritt der Schaden, den die mißbräueh-
liche Benutzung der Polikliniken den Aerzten verursacht, hinter
deja wirtschaftlichen Nachteilen der sozialen 41-esetzgebung ganz er-
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heblich zurück, schon deshalb, weil er sich lediglich auf die grö-
ßeren Städte beschränkt und die kleineren Städte ebenso wie das
Land nahezu freiläßt; dafür hat das iJebel aber einen internatio-
nalen Charakter, es beansprucht nicht nur für Deutschland, sondern
auch für den übrigen Kontinent ein dauerndes Interesse, und nicht
minder finden wir darüber Erörterungen in der amerikanischen Fach-
presse.
Erfreulicherweise haben mit der Ausdehnung des Uebelstands
auch die Bestrebungen, ihn erfolgreich zu bekämpfen, zugenommen. In
Amerika hat man sogar versucht, die Gesetzgebung für diese Zwecke
in Bewegung zu setzen (eine Bi1l" ist im Lande der Freiheit bis-
weilen erheblich leichter zu schaffen als in den monarchisch re-
gierten Staaten); in England, Frankreich, Oesterreich und Deutsch-
land bemüht man sich auf dem Wege der Selbsthilfe die Auswüchse
des Poliklinikunwesens zu beschneiden. Und man kann wohl sagen,
daß namentlich in unserem Vaterlande, wo der Aerztestand im
Kampfe um seine wirtschaftliche Existenz während des letzten Jahr-
zehnts erstarkt ist und neue Kräfte gewonnen hat, auch auf diesem
Gebiete manche Erfolge erzielt, manche wenigstens angebahnt wor-
den sind.
Das ganze Bestreben muß natürlich dahin gehen, die Polikli-
niken auf diejenigen zu beschränken, die zu bedürftig sind, um
einen Spezialarzt entlohnen zu können : die Polikliniken in corpore
für überflüssig zu erklären, geht nicht an, sie sind an sich notwendig
zum Unterricht (für Studenten, bzw. Aerzte), und meiner Ansicht
nach - die freilich nicht unbestritten ist - auch zur Uebung und
Fortbildung der Spezialärzte. In Paris hat, wie ich schon 1895 be-
richten konnte, ein »Syndicat" an die Leiter von Polikliniken Auf-
hangetafein verteilen lassen, auf denen geschrieben steht, daß die
unentgeltliche Behandlung nur Armen gewährt werde. Aehnliche
Maßnahmen hat man in England getroffen. Schärfer und erfolg-
versprechender ist man 1906 in 0e sterreich vorgegangen. Ende
August erließ die Statthalterei über die ambulatorische Behand-
lung in den Wiener öffentlichen Krankenanstalten eine Verfiigung,
deren wesentlicher Inhalt folgendermaßen lautet: Die Ambulatorien
sind Einrichtungen für unentgeltliche ärztliche Behandlung von nicht
bettlägerigen bedürftigen Kranken. Wenn die Ambulatorien auch
nur für bedürftige Kranke bestimmt sind, so wird doch die unbe-
dingt notwendige erste ärztliche Hilfe niemand verweigert,
und steht dem Ambulatoriumsvorstande das Recht zu, erforderlichen-
falls den in Behandlung genommenen Kranken auch noch ein zweites
Mal zum Zwecke der Nachschau kommen zu lassen. Bei Inanspruch
nahme der Ambulatorien ist von den Ambulatoriumsbesuchern, die
nicht in der Lage sind, ein legales Armutszeugnis vorzuweisen, eine
Bestätigung des zuständigen Armenrates über die Bedürftig-
keit beizubringen. Ausnahmen vom Nachweise der Bedürftigkeit sind
zulässig: a) wenn neue Behandlungsmethoden mit solchen Behelfen
unbedingt erforderlich sind, die zurzeit in privaten Ordinationen nicht
zur Verfügung stehen; b) bei der ambulatorischen Nachbehandlung ent-
lassener Patienten der dritten Verpflegsklasse; c) wenn eine beson-
ders langwierige ambulatorische Behandlung, welche spezialistische
Kenntnisse erfordert, Anwendung finden muß. Personen, welche
gegen Krankheiten versichert sind, sind von der Behandlung
in den Ambulatorien im allgemeinen ausgeschlossen und dürfen nur
dann zugelassen werden, wenn sie mit einer begründeten Anweisung
des Kassenarztes erscheinen.«
Zweifellos ist eine derartige amtliche Verfügung geeignet,
dem Mißbrauch der Polikliniken kräftig zu steuern, vorausgesetzt,
daß sie mit genügender Gewissenhaftigkeit durchgeführt wird. Leider
erstreckt sich der Erlaß aber nur auf die von den Primärärzten
geleiteten Spitalsabteilungen Wiens, während die Ambulatorien der
Universitätskliniken und die Allgemeine Poliklinik mit ihrer
großen Zahl von Ambulatorien davon unberührt geblieben sind. Gerade
die Universitätspolikliniken sind aber diejenigen Institute, die ver-
hältnismäßig am meisten, und dabei auch widerrechtlich,') aufge-
sucht werden, weil ihre Leiter von der Kostenfrage am unab-
hängigsten sind. So sind nach dem Statistischen Jahrbuch der Stadt
Berlin" (1907) im Jahre 1905 in 20 hiesigen Königlichen Polikliniken
143 988 Patienten, d. h. durchschnittlich 7190, in den übrigen 190
Polikliniken 312 329, d. h. durchschnittlich nur 16 behandelt
worden. Die gleichen Verhältnisse bestehen nach einer lEnquete. die
ich im vorigen Jahre veranstaltet habe, mutatis mutandis auch in
den anderen Universitätsstädten. Die Univ ersitätsp olikliniken
bedürfen daher in erster Linie einer scharfen Einschrän-
kung ihrer wahlfreien Benutzung seitens des Publikums.
Daß die große Zahl von Patienten meist nur zu einem
1) Ein geradezu verblüffendes Beispiel habe ich vor Jahren in
meiner eigenen Praxis erlebt, wo der Sohn einer Millionärsfamilie
sich seinen schlecht verheilten Mensurschmiß in der Königlichen
Chirurgischen Poliklinik plastisch verbessern ließ, mit der Moti-
vierung, daß seine Korpsbrüder diesen Modus, sich behandeln zu
lassen, für gebräuchlich erklärt hätten!
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Bruchteil fur den Unterricht verwertet werden kann,
steht fest. Um so mehr muß es Verwunderuog erregen, daß das
Unterrichts- und insbesondere das Finanzministerium es jahrelang
ruhig mitangesehen hat, wie die, doch selbst für manche Ku1tur-
aufgaben" nur spärlichen, Mittel für Zwecke aufgewandt wurden,
die der ursprünglichen Bestimmung zuwiderliefen. Den ersten An-
stoß zur Remedtir gaben die Verhältnisse der y. B e rgmannschen
Poliklinik. lieber diese vermerkt der Etat des Kultusministeriums
pro 1905: Seit demJahre 1899 haben die Ausgaben für Medikamente,
Verbandstoffe, Instruménte und wissenschaftliche Zwecke b ei der
Chirurgischen Klinik und Poliklinik die etatsmßig zur Verfügung
stehenden Mittel erheblich überschritten. Der Finalabschluß für
1903 weist einen Fehlbetrag von rund 122 000 M. nach. Es lagen
jedoch noch unberichtigte Forderungen im Gesamtbetrage von rund
50 000 M. vor, sodaß am Schlusse des Rechnungsjahres 1903 tatsLch-
lich bereits eine Ueberschreitung von rund 172 000 M. vorhanden
war. Eine Steigerung derselben bis auf 212 000 M. während des
Etatsjahres 1904 steht zu erwarten. Die Ursache zu diesen Mehr-
ausgaben liegt hauptsächlich in der ungemein starken, in dem bis-
herigenUmfangedurchein unterrichtlicheslnteresse nicht
gebotenen Inanspruchnahme der Poliklinik seitens der Be-
volkerung
Demgemäß .ußerte sich auf der Generalversammiung des ,,Zen-
tralkomitees für das trztliche Fortbildungswesen in Preußen« am
17. Juni 1905 Ministerialdirektor Altboff gelegentlich einer Be-
sprechung über die zu gründenden Akademien für praktische Me-
dizin folgendermaßen (vgl. Zeitschr. f. ärztl. Fortbildung) ., Es sei
gewünscht worden, daß die Gründung von Polikliniken an Aka-
demien verboten werde. Dies sei ein Punkt, der die Unter-
richtsverwaltung schon seit Jahren beschäftige, nicht bloß in An-
wendung auf die Akademiefrage, sondern auch in Anwendung auf
die Universitäten, Daß die Polikliniken an den Universitäten
hier und da eine Ausdehnung gewonnen haben, über die sich der
Aerztestand beschwert finden kann, sei richtig. Das Interesse des
Unterrichts müsse durchaus gewahrt bleiben, aber wo die Poli-
kliniken so groß sind, daß die Beibehaltung ihrer Frequenz im
Interesse des Unterrichts durchaus nicht nötig sei, dort könne man
erwägen, was geschehen müsse, um in der Zulassung gegenüber
den Besuchern strenger zu sein, insbesondere auch, um einen Miß-
brauch durch Bemittelte zu verhüten. Ferner nenne sich manche
Anstalt Poliklinik, die es garnicht sei und garnicht die Absicht
habe, der Oeffentlichkeit zu nützen. Auch dies seien Fragen, welche
die Aerzte selbst einmal in Erwägung ziehen möchten. Die Re-
gierung sei bereit, alles zu tun, was den wirtschaftlichenBeschwer-
den des hart genug bedrängten Aerztestandes Abhilfe schaffe. Mit
überflüssigen Polikiniken oder zu milden Bestimmungen hinsicht-
lich ihrer Benutzung den Aerzten wirtschaftlich eine unbequeme
Konkurrenz zu schaffen, dazu liege bei den Akademien f iir prak-
tische Medizin nicht der mindeste Anlaß vor, noch weniger als bei
den Universitäten." - Ein praktischer Erfolg dieser den ge-
rechten Forderungen der Aerzteschaft in vollem Maße Rechnung
tragenden Auffassung des Unterrichtsministerinms wurde freilich
erst im Januar dieses Jahres erreicht, und zwar gerade an der-jenigen staatlichen Poliklinik, in der das Mißverhältnis zwischen
Patientenzahl und Lehrzweck am größten war, nämlich an der
y. Bergmannschen Poliklinik. Auf Anregung und unter Mit-
wirkung des auch in dieser Frage wohlverdienten sogenannten
,,Fünfzehner-Aussehusses" der Berliner Aerzteschaft wurde ein Re-
glement ausgearbeitet, das mit Zustimmung y. Bergmanns, des
allezeit bereiten Förderers ärztlicher Standesinteressen, zu Beginn
dieses Jahres in Kraft trat und bis zum Tode y. Bergmanns maß-
gebend blieb. Diese Bestimmungen lauteten:
1. Eine erste Beratung wird jedem die Poliklinik aufsuchenden
Kranken, der ärztlicher Hilfe bedarf, zuteil.
2. Zu weiterer poliklinischer Behandlung zuzulassen sind nur
solche Kranke, die
wissenschaftliches Interesse bieten,
zu Lehrzweeken geeignet sind,
aus sozial-hygienischen Gründen freier ärztlicher Behandlung
bedürfen; jedoch nur dann, wenn sie nachweisbar unbemittelt sind
und kein Anrecht auf anderweitige freie ärztliche Behandlung
haben.1)"
Bei der kurzen Zeit, die dieses Reglement in Kraft war, ließ
sich begreiflicherweise ein wesentliches Resultat nicht erwarten;
immerhin konnte schon ein Rückgang der Patientenzahl konstatiert
werden. Es ist gar keine Frage, daß eine derartige, streng be-
folgte Anweisung eine Besserung der Verhältnisse herbeizuführen
geeignet wäre.
Den Weg der Aufklärung bzw. Ermahnung des Publikums hat
1) Dieser dritte Punkt kommt für die chirurgische Poliklinik
kaum in Betracht, er könnte aber für andere Polikliniken wichtig sein.
in den letzten Tagen die Direktion der Berliner Universitätspoli-
klinik für Hals- und Nasenkranke (Geheimrat B. Fränkel) be-
schritten, indem sie mit Zustimmung des Kultusministeriums in ihren
Behandlungs- und Warteräumen folgenden Anschlag anheften ließ:
Die Universitätspoliklinik für Hals- und Nasenkranke gewährt
unentgeltliche ärztliche Behandlung in der bestimmten Voraussetzung,
daß (ausgenommen natürlich, wenn Gefahr im Verzuge ist) nur solche
Patienten sie in Anspruch nehmen, denen es ihre Verhältnisse nicht
wohl gestatten, sich ärztliche Hilfe in anderer Weise zu verschaffen.
Dagegen sind die baren Auslagen fur Medikamente etc. von den
dieselben veranlassenden Patientcn zu erstatten und wird hierfür
ein wöchentlicher Beitrag von 25 Pf. erhoben. In besonderen Aus-
nahmefällen kann indes auch dieser Beitrag von dem Direktor er-
lassen werden."
Wenn ich auch in dieser Ankündigung ein Präjudiz vermisse und
ihren Tenor überhaupt ein wenig zu milde finde, so würde doch
die strikte Durchführung des hier festgelegten Prinzips zwei-
fellos von Vorteil sein und die mißbräuehliche Benutzung der Poli-
kliniken einschränken. Unter dieser Vorausetzung ist eine Nach-
ahmung des Verfahrens für alle Universitätspolikliniken dringend
wünschenswert. Dadurch würde auch eine möglichst weitgehende
Einheitlichkeit in dem Verhalten der Universitätspolikliniken er-
zielt werden, während jetzt nach dem Ergebnis meiner Umfrage -
bisweilen sogar in ein und derselben Universität - die eine Anstalt die
Patienten unterschiedslos gratis behandelt, die zweite die bemittel-
teren zu einem Beitrag für die Poliklinikenkasse veranlaßt, die
dritte die Patienten nur bei Vorlegung eines Armenattestes oder
bei offenbarer Bedürftigkeit behandelt.
Sollte sich indes auch eine solche Maßnahme nicht als aus-
reichend erweisen, so würde ein schärferes Vorgehen am Platze
sein; über ein hierfür geeignetes Reglement mich zu äußern, be-
halte ich mir vor.
ist auf dem einen oder andern Wege eine befriedigende Norm
für die Universitätspolikliniken gewonnen, dann wird es Recht und
Pflicht der Standesvertretungen sein, die Leiter der pri-
vaten Polikliniken zur Befolgung gleicher Grundsätze im Interesse
der praktischen Aerzte anzuhalten.
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